
Bürger AG für regionales und nachhaltiges Wirtschaften

Frankfurt am Main

Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 

für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar 2017 bis zum 31. Dezember 2017



Inhaltsverzeichnis

1. Prüfungsauftrag 1
2. Grundsätzliche Feststellungen 3
2.1 Lage des Unternehmens 3
2.1.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter 3
3. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 4
3.1 Gegenstand der Prüfung 4
3.2 Art und Umfang der Prüfungsdurchführung 4
4. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 6
4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 6
4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 6
4.1.2 Jahresabschluss 6
4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses 6
4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 6
4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen 7
4.2.3 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen 7
4.2.4 Aufgliederungen und Erläuterungen 8
4.3 Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 8
4.3.1 Vermögenslage und Kapitalstruktur 8
4.3.2 Finanzlage 10
4.3.3 Ertragslage 11
5. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages 13
6. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks und Schlussbemerkung 14

Anlagenverzeichnis

Anlage 1 Bilanz zum 31. Dezember 2017 17

Anlage 2 Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01.2017 bis 31.12.2017 19

Anlage 3 Anhang 21

Anlage 4 Anlagenspiegel zum 31. Dezember 2017 23

Anlage 5 Rechtliche Verhältnisse 25

Anlage 6 Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2017 27



Seite 1

1. Prüfungsauftrag

Mein nachstehend erstatteter Bericht über die freiwillige Prüfung des Jahresabschlusses der Bürger
AG für regionales und nachhaltiges Wirtschaften zum 31. Dezember 2017 ist an das ge prüf te Un-
ternehmen ge rich tet.

In der Hauptversammlung vom 24.8.2016 der

Bürger AG für regionales und nachhaltiges Wirtschaften,
Frankfurt am Main

(im Folgenden auch ”Bürger AG Frankfurt“ oder ”Gesellschaft“ genannt) wurde ich auf Vorschlag des
Auf sichtsrats und in Anwendung von § 318 Abs. 1 Satz 1 HGB, § 119 Abs. 1 Nr. 4 AktG und § 124
Abs. 3 Satz 1 AktG zum Abschlussprüfer für das Geschäfts jahr vom 1. Januar 2017 bis zum
31. Dezember 2017 ge wählt. Daraufhin beauftragte mich der Vorstand der Ge sell schaft, den Jah res-
ab schluss un ter Ein beziehung der Buchführung für das Ge schäfts jahr vom 1. Januar 2017 bis zum
31. Dezember 2017 freiwillig in entsprechender Anwen dung der §§ 316 und 317 HGB zu prü fen.

Die Gesellschaft ist nach den in § 267a Abs. 1 HGB bezeichne ten Größen merkmalen als Kleinstka-
pitalgesell schaft ein zustu fen und daher nicht prü fungspflichtig ge mäß §§ 316 ff. i.V.m. § 267a Abs.
2 HGB.

Ich bestätige gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass ich bei meiner Ab schlussprü fung die an wend baren
Vor schrif ten zur Unabhängigkeit beachtet habe.

Dem mir erteilten Prüfungsauftrag standen keine Ausschlussgründe nach §§ 319, 319a, 319b HGB,
§§ 49 und 53 WPO sowie §§ 28 ff. meiner Berufssatzung entgegen.

Ich habe die Prüfung im Monat Juni 2018 in unseren Geschäftsräumen durchge führt. Die Schluss-
bearbei tung des Auf trags er folgte in unseren Geschäftsräumen.

Alle von mir erbetenen Aufklärungen und Nachweise wurden erteilt. Der Vorstand hat mir die Voll-
stän dig keit des Jah resabschlusses am 22. Juni 2018 schriftlich bestätigt.

Art und Umfang meiner Prüfungshandlungen habe ich in meinen Ar beitspa pie ren fest ge hal ten.

Über das Ergebnis meiner Prüfungshandlungen erstatte ich den nachfolgen den Be richt.

Meinem Bericht habe ich den geprüften Jahresabschluss 2017, bestehend aus Bi lanz (Anlage 1),
Ge winn- und Verlustrechnung (Anlage 2) und Anhang (Anlage 3) bei ge fügt.

Die rechtlichen Verhältnisse habe ich in der Anlage 5 dar gestellt.

Ich habe diesen Prüfungsbericht nach dem Prüfungsstandard PS 450 "Grundsätze ordnungsmäßi ger
Berichterstattung bei Abschlussprüfungen" des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V.
(IDW), Düsseldorf er stellt.
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Meinem Auftrag liegen die als Anlage 6 beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingun gen für Wirt-
schafts prüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 1.1.2017 zu Grun de. Die
Hö he meiner Haftung bestimmt sich nach Nr. 9 Abs. 2 der Allgemeinen Auftragsbedingungen. Im
Ver hält nis zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allge meinen Auftragsbedingungen maß ge bend.
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2. Grundsätzliche Feststellungen

2.1 Lage des Unternehmens

2.1.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

Der Vorstand hat zulässigerweise keinen Lagebe richt auf gestellt. Deshalb war mir eine Stel lung nah-
me zur Be ur tei lung der Lage durch den Vorstand nach § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB unter Be zug nah me
auf den La gebe richt nicht mög lich. Es war auch nicht meine Auf gabe als Ab schlus sprü fer, die se An-
ga ben an stel le der gesetzlichen Vertreter er satzweise im Prü fungsbe richt zu ma chen.
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3. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

3.1 Gegenstand der Prüfung

Im Rahmen des mir erteilten Auftrags habe ich gemäß § 317 HGB die Buchführung und den nach
deut schen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jahres ab schluss auf die Einhal tung der ein-
schlägi gen gesetzlichen Vorschriften geprüft.

Die gesetzlichen Vertreter tragen die Verantwortung für die Rechnungsle gung und die gegenüber mir
als Ab schluss prü fer ge machten Angaben. Meine Aufgabe als Ab schlussprüfer ist es, diese Unter la-
gen un ter Ein bezie hung der Buchführung und die gemach ten An ga ben im Rahmen meiner pflicht ge-
mä ßen Prü fung zu be ur tei len.

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den Aufgaben
meiner Ab schlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise Rück wirkun gen
auf den nach deut schen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jahresabschluss er ge ben.

Eine besondere Prüfung zur Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten im Geld- und Leistungsverkehr
(Unterschlagungsprüfung) war nicht Gegenstand der Abschlussprüfung. Im Verlaufe meiner Tätig keit
er ga ben sich auch keine Anhaltspunkte, die besondere Untersuchungen in die ser Hin sicht er for der-
lich ge macht hät ten.

3.2 Art und Umfang der Prüfungsdurchführung

Art und Umfang der beim vorliegenden Auftrag erforderlichen Prüfungshandlungen habe ich im Rah-
men meiner Ei genverantwortlichkeit nach pflichtgemäßem Ermessen bestimmt, das durch ge setzli-
che Re ge lun gen und Ver ordnungen, IDW Prüfungsstandards sowie ggf. erweitern de Be din gun gen für
den Auftrag und die je weiligen Berichtspflichten begrenzt wird.

Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 316 ff. HGB unter Beachtung der vom In stitut der
Wirt schafts prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Durch füh rung von
Ab schluss prü fungen vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzu füh ren, dass
mit hinrei chender Si cher heit beurteilt werden kann, ob die Buchführung und der Jah resab schluss
frei von we sentlichen Män geln sind. Im Rahmen der Prü fung werden Nachweise für die An ga ben in
Buchfüh rung und Jahresabschluss auf der Basis von Stich pro ben be ur teilt. Die Prüfung um fasst die
Be ur tei lung der ange wandten Bilan zie rungs-, Be wer tungs- und Gliede rungs grundsätze und der we-
sentli chen Ein schätzun gen des Vorstands so wie die Wür digung der Ge samt dar stellung des Jah res-
ab schlus ses. Ich bin der Auf fas sung, dass meine Prü fung ei ne hin rei chend si chere Grund lage für
mein Prü fungs urteil bil det.

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehörte nur insoweit zu den Aufgaben
meiner Ab schlussprüfung, als sich aus diesen Vorschriften üblicherweise Rückwirkungen auf den
Jah res ab schluss er geben. Die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände, wie z.B. Un-
ter schla gungen, sowie die Feststellung außerhalb der Rechnungslegung begangener Ord nungswi-
drig kei ten wa ren nicht Gegenstand meiner Abschlussprüfung.

Die nachfolgende Darstellung und Beschreibung von Prüfungsumfang und Prüfungsvorgehen ist so
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an gelegt, dass es dem Aufsichtsgremium möglich ist, daraus Konsequenzen für die eigene Überwa-
chungsaufgabe zu ziehen.

Meine Prüfung hat sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf zu erstrecken, ob der Fort bestand
des ge prüf ten Unterneh mens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäfts führung zu-
gesi chert wer den kann.

Im Rahmen meines risikoorientierten Prüfungsvorgehens erarbeitete ich zu nächst ei ne Prü fungs stra-
te gie. Diese beruhte auf einer Einschätzung des Unternehmensumfeldes und auf Aus künften der Ge-
schäftslei tung über die we sentlichen Unterneh mensziele und Ge schäfts risi ken.

Meine Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten System- und Funk-
tions tests, ana lytische Prüfungshandlungen sowie Einzelfallprüfungen.

Alle von mir erbetenen, nach pflichtgemäßen Ermessen zur ordnungsmäßigen Durchführung der Prü-
fung von den gesetzlichen Vertretern benötigten Aufklärungen und Nachweise wurden er bracht. Der
Vorstand hat mir die Voll ständigkeit der Buchführung und des Jahresabschlusses in ei ner von mir
ein gehol ten Voll stän dig keitserklärung am 22. Juni 2018 schrift lich be stätigt.
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4. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Die Aufzeichnungen der Geschäftsvorfälle der Gesellschaft sind nach meinen Feststel lun gen voll-
stän dig, fort lau fend und zeitgerecht. Der Kontenplan ermög licht eine klare und über sicht li che Ord-
nung des Bu chungs stof fes mit einer für die Belange der Ge sell schaft ausrei chen den Glie de rungs-
tiefe. Soweit im Rah men meiner Prü fung Bu chungsbele ge ein ge sehen wur den, ent hal ten die se alle
zur ord nungs ge mä ßen Doku men ta tion er forderlichen An ga ben. Die Be leg ab lage ist nu merisch
geord net, so dass der Zu griff auf die Be lege un mittel bar an hand der Anga ben in den Kon ten möglich
ist. Die Buch füh rung ent spricht somit für das ge samte Ge schäfts jahr den ge setzli chen An for derun-
gen.

Die Organisation der Buchführung, das interne Kontrollsystem, der Datenfluss und das Belegwesen
er mögli chen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Buchung der Ge-
schäfts vorfälle.

Die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen führen nach dem Ergebnis
meiner Prü fung zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in der Buchführung und im nach deut schen
Rech nungsle gungsvorschriften aufgestellten Jahresabschluss.

4.1.2 Jahresabschluss

In dem mir zur Prüfung vorgelegten, nach deut schen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten
Jah res abschluss zum 31. Dezember 2017 wurden alle für die Rechnungslegung geltenden ge setzli-
chen Vor schrif ten ein schließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und aller größen ab-
hängi gen, rechts form gebun denen oder wirtschaftszweigspezifischen Regelungen beachtet.

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung der Bürger AG Frankfurt für das Geschäftsjahr vom
1. Januar 2017 bis zum 31. Dezember 2017 sind nach meinen Feststellungen ord nungs mä ßig aus
der Buch füh rung und aus den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die ein schlä gi gen An satz-,
Aus weis- und Be wer tungs vor schriften wurden dabei ebenso beach tet wie der Stetig keits grund satz
des § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB.

Zur Ordnungsmäßigkeit der im Anhang gemachten Angaben, über die von mir nicht an ande rer Stel le
be richtet wird, stelle ich fest, dass die Berichterstattung im Anhang durch die ge setzli chen Ver treter
voll ständig und im gesetzlich vorgeschriebenen Umfang ausge führt wur de.

4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Über das Ergebnis meiner Beurteilung, ob und inwieweit die durch den Jahresabschluss ver mit telte
Ge samt aus sage den Anforderungen des § 264 Abs. 2 Satz 1 HGB entspricht, berichte ich nach ste-
hend.
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Da sich keine Besonderheiten ergeben haben, stelle ich fest, dass der Jahresabschluss ins gesamt
un ter Be ach tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält nis-
sen ent spre chen des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver mit telt.

Es ist nicht Gegenstand meiner Feststellungen zur „Gesamtaussage des Jahresabschlus ses“, die
Ver mö gens-, Fi nanz und Ertragslage des Unternehmens darzustellen.

4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Die Bewertungsgrundlagen i.S.d. § 321 Abs. 2 Satz 4 erster Satzteil HGB umfassen die Bilanzie-
rungs- und Be wer tungsmethoden sowie die für die Bewertung von Vermögensgegenständen und
Schulden maß geb li chen Faktoren (Parameter, Annahmen und die Ausübung von Ermessensspielräu-
men).

Wertbestimmende Faktoren ergeben durch Verknüpfung mit den am Abschlussstichtag vorhande-
nen Be standsgrößen von Vermögensgegenständen und Schulden die im Jahresabschluss angesetz-
ten Buchwerte.

Parameter sind in der Regel durch Marktpreise oder allgemein akzeptierte Standardwerte objekti-
vierte Fakto ren, während Annahmen über künftige Entwicklungen subjektive Faktoren der Wertbe-
stimmung sind, deren Festlegung unter Berücksichtigung der Rechnungslegungsgrundsätze im Er-
messen der gesetzlichen Vertreter liegt.

Ermessensspielräume beruhen auf unsicheren Erwartungen bei der Bestimmung von Schätzgrößen
und den diesen zu Grunde gelegten Annahmen. Daraus resultiert bei vielen Posten eine Bandbreite
zu lässi ger Wert ansätze.

Im Rahmen der Erläuterung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ist insbesondere die Aus-
übung von Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechten von Bedeutung, weil mit derartigen Entschei-
dungen der gesetzlichen Vertreter eine Einflussnahme auf die Gesamtaus sage des Jahresabschlus-
ses ermöglicht wird.

Der Jahresabschluss der Bürger AG Frankfurt zum 31. Dezember 2017 ist auf der Grundlage fol gen-
der we sentlicher Be wer tungsgrundlagen aufgestellt worden, die nachstehend erläutert werden.

 Die Bewertung der Aktiva erfolgt einzeln zu Anschaffungskosten unter Berücksichtigung der Risiken,
die bis zum Abschlußstichtag entstanden sind. Die Bewertung der  Passiva erfolgt einzeln zum Rück-
zahlungsbetrag bzw. zur erwarteten Belastung. 

Wesentliche Bewertungsgrundlagen sind solche, die einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen
Be wer tungsgrundlagen für die Information der Berichtsadressaten von Bedeutung sind, weil sie die
Ge samtaussage des Jahresabschlusses wesentlich beeinflussen. 

Die Beurteilung der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit der Bilanzierungs- und Bewertungsentschei-
dun gen der gesetzlichen Vertreter obliegt nicht mir als Abschlussprü fer. Sie sind als ge schäfts po liti-
sche Ent schei dungen von den Adressa ten des Berichts zu beurteilen.

4.2.3 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen
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Berichtspflichtige Tatsachen aus sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen mit wesentlichen Auswir-
kun gen auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses lagen nach dem Ergebnis meiner Prü fungs-
hand lungen im Prü fungs zeitraum nicht vor.

4.2.4 Aufgliederungen und Erläuterungen

§ 321 Abs. 2 Satz 5 HGB schreibt eine Aufgliederung von Abschlussposten vor, soweit dies zum Ver-
ständ nis der Gesamtaussage des Jahresabschlusses, insbesondere zur Erläuterung der Bewertungs-
grundlagen und deren Änderungen sowie der sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen nach § 321
Abs. 2 Satz 4 HGB, er for derlich ist und die Angaben nicht im Anhang enthalten sind.

Soweit zum Verständnis der Gesamtaussage bestimmte Posten des Jahresabschlusses von mir
nach ste hend aufgegliedert werden, erläutere ich dabei auch, welchen Einfluss die ge än derte Aus-
übung ei nes Wahl rechts oder die Durchführung einer Sachverhaltsgestaltung auf den An satz, die
Bewertung oder die Zu sam mensetzung einzelner Abschlussposten hat.

4.3 Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

4.3.1 Vermögenslage und Kapitalstruktur

Vermögenslage und Kapitalstruktur sowie deren Veränderungen gegenüber dem Vorjahr ergeben
sich aus den folgenden Zusammenstellungen der Bilanzzahlen in TEuro für die beiden Abschluss-
stichta ge 31. Dezember 2017 und 31. Dezember 2016.

Bilanz zum Bilanz zum Veränderung
31.12.2017 31.12.2016 2017 zu Vorjahr

AKTIVA TEuro % TEuro % TEuro %

Finanzanlagen 420 85,7 305 69,3 115 37,7
Forderungen 2 0,4 0 0,0 2 -,-
Sonstige Vermögensgegenstände 3 0,6 5 1,1 -2 -40,0
Flüssige Mittel/Wertpapiere 65 13,3 129 29,3 -64 -49,6
Rechnungsabgrenzungsposten 0 0,0 1 0,2 -1 -100,0

Summe Aktiva 490 100,0 440 100,0 50 11,4

Bilanz zum Bilanz zum Veränderung
31.12.2017 31.12.2016 2017 zu Vorjahr

PASSIVA TEuro % TEuro % TEuro %

Eigenkapital 478 97,6 433 98,4 45 10,4
Rückstellungen 12 2,4 7 1,6 5 71,4

Summe Passiva 490 100,0 440 100,0 50 11,4

Der Anteil des langfristig gebundenen Vermögens am Gesamtvermögen hat sich von 69,5 % in 2016
auf 85,6 % in 2017 erhöht.
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Die Finanzanlagen haben sich im Vergleich dazu gegenüber dem Vorjahr auf Grund neuen Engage-
ments um TEu ro 114,34 er höht.

Diese wurden finanziert aus einer Kapitalerhöhung und aus den flüssigen Mitteln.

Dementsprechend hat sich das mittel- und kurzfristige Vermögen um TEuro 63,6 bzw. 47,5 % auf
nun mehr TEuro 70,4 vermindert.
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4.3.2 Finanzlage

Einen Überblick über die Herkunft und über die Verwendung der finanziellen Mittel des geprüften
Unter neh mens gibt die nachstehende Kapitalflussrechnung, welche die Zahlungsmittelflüsse nach
der indirekten Me thode dar stellt und den Grundsätzen des vom Deutschen Standardisie rungsrat
DSR erar bei te ten Deut schen Rech nungslegungsstandards Nr. 21 (DRS 21) entspricht.

2017 2016
Kapitalflussrechnung (indirekte Methode) TEuro TEuro

Periodenergebnis (vor außerordentlichen Posten) -15 -15
Zunahme (+) / Abnahme (-) der Rückstellungen 5 2
Zunahme (-) / Abnahme (+) der Vorräte, Forderungen und aRAP 1 -1
Zunahme (+) / Abnahme (-) der Verbindlichkeiten und pRAP 0 -3

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit -9 -17

Auszahlungen (-) für Investitionen in Finanzanlagen -114 0

Cashflow aus der Investitionstätigkeit -114 0

Einzahlungen (+) in das Kapital 59 0

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 59 0

Zahlungswirksame Veränderungen -64 -17
Finanzmittelfond am Anfang der Periode 129 31

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 65 129
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4.3.3 Ertragslage

Die Ertragslage hat sich in den vergangenen fünf Geschäftsjahren wie folgt entwickelt:
Veränderung

2013 2014 2015 2016 2017 2017 zu Vorjahr
TEuro % TEuro % TEuro % TEuro % TEuro % TEuro %

Umsatzerlöse 2 100,0 0 -,- 5 100,0 11 100,0 15 100,0 4 36,4
Gesamtleistung 2 100,0 0 -,- 5 100,0 11 100,0 15 100,0 4 36,4

Materialaufwand 0 0,0 0 -,- 0 0,0 6 54,5 10 66,7 4 66,7
Rohergebnis 2 100,0 0 -,- 5 100,0 5 45,5 5 33,3 0 0,0

sonstige betriebliche Erträge 1 50,0 0 -,- 0 0,0 0 0,0 1 6,7 1 -,-

Personalaufwand 43 2.150,0 4 -,- 19 380,0 6 54,5 0 0,0 -6 -100,0
sonstiger betrieblicher Aufwand 54 2.700,0 20 -,- 9 180,0 14 127,3 21 140,0 7 50,0
Summe Aufwand 97 4.850,0 24 -,- 28 560,0 20 181,8 21 140,0 1 5,0

Betriebsergebnis -94-4.700,0 -24 -,- -23 -460,0 -15 -136,4 -15 -100,0 0 0,0

Jahresergebnis -94-4.700,0 -24 -,- -23 -460,0 -15 -136,4 -15 -100,0 0 0,0
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Eigenkapitalspiegel für 2011 bis 2017

Gezeichnetes
Kapital

Kapital-
rücklage

Jahres-
ergebnis

Ergebnis-
vortrag

Eigenkapital

Euro Euro Euro Euro
12. Oktober 2011 100.000 100.000
Jahresergebnis 2011 -12.566 -12.566
31. Dezember 2011 100.000 -12.566 87.434

1. Januar 2012 100.000 -12.566 87.434
Jahresergebnis 2012 -61.045 -61.045
31. Dezember 2012 100.000 -73.611 26.389

1. Januar 2013 100.000 -73.611 26.389
Kapitalerhöhung 87.000 87.000
Jahresergebnis 2013 -94.453 -94.453
31. Dezember 2013 187.000 -168.064 18.936

1. Januar 2014 187.000 -168.064 18.936
Kapitalerhöhung 300.000 300.000
Zugang Kapitalrücklage 60.000 60.000
Jahresergebnis 2014 -24.475 -24.475
31. Dezember 2014 487.000 60.000 -192.539 354.461

1. Januar 2015 487.000 60.000 -192.539 354.461
Jahresergebnis 2015 -22.765 -22.765
31. Dezember 2015 487.000 60.000 -215.304 331.696

1. Januar 2016 487.000 60.000 -215.304 331.696
Kapitalerhöhung 105.000 105.000
Zugang Kapitalrücklage 11.000 11.000
Jahresergebnis 2016 -14.666 -14.666
31. Dezember 2016 592.000 71.000 -229.970 433.030

1. Januar 2017 592.000 71.000 433.030
Jahresergebnis 2017 -14.553 -14.553
Entnahme Kapitalrücklage -71.000
31. Dezember 2017 592.000 0 -173.503 418.497
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5. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages

Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages liegen nicht vor.
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6. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks und Schlussbemerkung

Nach dem Ergebnis meiner Prüfung habe ich am 25. Juni 2018 dem als Anlagen 1 bis 3 bei ge füg ten
Jah res ab schluss der Bürger AG Frankfurt, Frankfurt am Main, zum 31. Dezember 2017 den fol gen den
un ein ge schränk ten Be stäti gungs ver merk er teilt, der von mir an dieser Stelle wie der ge ge ben wird:

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

An die Bürger AG für regionales und nachhaltiges Wirtschaften

Ich habe den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sowie An-
hang – unter Einbeziehung der Buchführung der Bürger AG für regionales und nachhaltiges Wirt-
schaften für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017 geprüft. Die Buchführung und
die Auf stellung des Jahresabschlusses nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften lie gen
in der Verant wortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Meine Aufgabe ist es, auf der
Grundlage der von mir durchge führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Ein-
beziehung der Buchfüh rung abzuge ben.

Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nom men. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hin reichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshand-
lungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtli-
che Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen
der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems so-
wie Nachweise für die Angaben in Buchführung und Jahresabschluss überwiegend auf der Basis von
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beur teilung der angewandten Bilanzierungsgrundsät-
ze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses. Ich bin der Auffassung, dass meine Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für meine Beurteilung bildet.

Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
res abschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Er tragslage der Gesellschaft. 
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Vorstehenden Prüfungsbericht der Bürger AG für regionales und nachhaltiges Wirtschaften
erstatte ich in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor schrif ten und den Grund sätzen ordnungs-
mäßiger Be richterstattung bei Abschlussprüfungen (IDW PS 450).

Die Verwendung des vorstehend wiedergegebenen Bestätigungsvermerks au ßerhalb dieses Prü-
fungs be richts setzt meine vorherige Zustimmung voraus.

Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses   in einer von der be stätigten Fas sung
ab wei chenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) er for dert meine er neute
Stel lung nahme, so weit dabei mein Bestätigungsvermerk zi tiert oder auf meine Prü fung hinge wie sen
wird. Ich weise diesbe züglich auf § 328 HGB hin.

Stuttgart, 25. Juni 2018

 Siebeck & Tietgen Partnerschaft mbB
 Wirtschaftsprüfer Steuerberater

 Detlef Siebeck
 Wirtschaftsprüfer
 Steuerberater
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BILANZ

Bürger AG für regionales und nachhaltiges Wirtschaften
Frankfurt am Main

zum
31. Dezember 2017

AKTIVA PASSIVA

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro

A. Anlagevermögen

I. Sachanlagen

1. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 79,00 272,00

II. Finanzanlagen

1. Beteiligungen 419.338,23 305.000,00
2. Genossenschaftsanteile 300,00 300,00

419.638,23 305.300,00

B. Umlaufvermögen

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 1.855,00 0,00
2. sonstige Vermögensgegenstände 3.562,00 4.589,16

5.417,00 4.589,16

II. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und
Schecks 64.969,28 129.390,35

A. Eigenkapital

I. Grundkapital 592.000,00 592.000,00

II. Kapitalrücklage 0,00 71.000,00

III. Bilanzverlust 173.502,71- 229.969,69-
- davon Verlustvortrag Euro -229.969,69 (Euro -215.303,50)

B. zur Durchführung der beschlossenen Kapitalerhöhung geleistete Ein-
lagen 59.400,00 0,00

C. Rückstellungen

1. sonstige Rückstellungen 11.860,05 6.460,05

D. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 50,00 61,15
- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr Euro 50,00 (Euro 61,15)

2. sonstige Verbindlichkeiten 296,17 0,00

346,17 61,15
- davon aus Steuern Euro 296,17 (Euro 0,00)
- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr Euro 296,17 (Euro 0,00)

490.103,51 439.551,51 490.103,51 439.551,51
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG vom 01.01.2017 bis 31.12.2017

Bürger AG für regionales und nachhaltiges Wirtschaften
Frankfurt am Main

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro

1. Umsatzerlöse 14.708,33 10.940,90

- davon Erträge aus Beteiligungen Euro 12.149,50
(Euro 10.740,90)

2. Gesamtleistung 14.708,33 10.940,90

3. sonstige betriebliche Erträge

sonstige Erträge im Rahmen der gewöhnlichen Ge-
schäftstätigkeit 600,00 0,00

4. Materialaufwand
Aufwendungen für bezogene Leistungen 9.338,18 5.900,00

5. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 0,00 5.040,00
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung

und für Unterstützung 48,26 637,06

48,26 5.677,06

6. Abschreibungen
auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlage-
vermögens und Sachanlagen 193,00 193,00

7. sonstige betriebliche Aufwendungen

a) ordentliche betriebliche Aufwendungen
aa) Raumkosten 1.000,00 0,00
ab) Versicherungen, Beiträge und Abgaben 1.247,95 1.620,40
ac) Reparaturen und Instandhaltungen 0,00 1.080,00
ad) Werbe- und Reisekosten 1.470,19 1.870,27
ae) verschiedene betriebliche Kosten 16.543,77 9.330,59

20.261,91 13.901,26

8. Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des
Finanzanlagevermögens 0,00 13,23

9. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0,00 51,00

10. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 14.533,02- 14.666,19-

Übertrag 14.533,02- 14.666,19-
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG vom 01.01.2017 bis 31.12.2017

Bürger AG für regionales und nachhaltiges Wirtschaften
Frankfurt am Main

Geschäftsjahr Vorjahr
Euro Euro

Übertrag 14.533,02- 14.666,19-

11. Jahresfehlbetrag 14.533,02 14.666,19

12. Verlustvortrag aus dem Vorjahr 229.969,69 215.303,50

13. Entnahmen aus der Kapitalrücklage 71.000,00 0,00

14. Bilanzverlust 173.502,71 229.969,69
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Bürger AG für regionales und nachhaltiges Wirtschaften    
Frankfurt am Main

Anhang zum 31. Dezember 2017

Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss

Angaben zur Identifikation der Gesellschaft laut Registergericht

Firmenname laut Registergericht: 
Bürger AG für nachhaltiges Wirtschaften FrankfurtRheinMain

Firmensitz laut Registergericht: Frankfurt am Main

Registereintrag: Handelsregister

Registergericht: Frankfurt am Main

Register-Nr.: HRB 92674

Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze

Das Sachanlagevermögen wurde zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten angesetzt und, soweit
ab nutz bar, um planmäßige Abschreibungen vermindert.

Die Finanzanlagen wurden wie folgt angesetzt und bewertet:

-  Beteiligungen zu Anschaffungskosten

Soweit erforderlich, wurde der am Bilanzstichtag vorliegende niedrigere Wert angesetzt.

Forderungen und Wertpapiere wurden unter Berücksichtigung aller erkennbaren Risiken bewertet.

Die sonstigen Rückstellungen wurden für alle weiteren ungewissen Verbindlichkeiten gebildet. Da-
bei wurden alle erkennbaren Risiken berücksichtigt.

Verbindlichkeiten wurden zum Erfüllungsbetrag angesetzt.

Angaben zur Bilanz

Zum 31.12.2017 waren keine eigenen Aktien im Bestand.
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Bürger AG für regionales und nachhaltiges Wirtschaften    
Frankfurt am Main

Anhang zum 31. Dezember 2017

Entwicklung der Kapitalrücklagen

Das aus früheren Kapitalerhöhungen erzielte Agio von 71.000 Euro wurde aus der Kapitalrücklage
entnommen.

Gewinn-/Verlustvortrag bei teilweiser Ergebnisverwendung

Bei Aufstellung der Bilanz unter Berücksichtigung der teilweisen Ergebnisverwendung wurde im Bi-
lanz ver lust ein Verlustvortrag von Euro 215.304 einbezogen.

Sonstige Angaben

Durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahrs beschäftigten Arbeitnehmer

Die durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres im Unternehmen beschäftigten Arbeit-
neh mer betrug 0.

Unterschrift der Geschäftsführung

Frankfurt am Main, 22. Juni 2018

Der Vorstand
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ANLAGENSPIEGEL

Bürger AG für regionales und nachhaltiges Wirtschaften
Frankfurt am Main

Abschreibungen
Anschaffungs-, Anschaffungs-, Geschäftsjahr
Herstellungs- Zugänge Herstellungs- kumulierte + kumulierte

kosten kosten Abschreibungen sonstige Abschreibungen Buchwert
01.01.2017 31.12.2017 01.01.2017 Zugänge 31.12.2017 31.12.2017

Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro
A. Anlagevermögen

I. Sachanlagen

andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 854,62 0,00 854,62 582,62 193,00 775,62 79,00

Summe Sachanlagen 854,62 0,00 854,62 582,62 193,00 775,62 79,00

II. Finanzanlagen

1. Beteiligungen 305.000,00 114.338,23 419.338,23 0,00 0,00 0,00 419.338,23
2. Genossenschaftsanteile 300,00 0,00 300,00 0,00 0,00 0,00 300,00

Summe Finanzanlagen 305.300,00 114.338,23 419.638,23 0,00 0,00 0,00 419.638,23

Summe Anlagevermögen 306.154,62 114.338,23 420.492,85 582,62 193,00 775,62 419.717,23
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Rechtliche Verhältnisse

Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse

Firma: Bürger AG für regionales und nachhaltiges Wirtschaf-
ten

Sitz: Frankfurt am Main

Rechtsform: AG

Satzung: 12. Oktober 2011

Anschrift: Holzhausenstrasse 22
 60322 Frankfurt am Main

Registereintrag: Handelsregister

Registergericht: Frankfurt am Main

Register-Nr.: HRB 92674

Dauer der Gesellschaft: unbeschränkt

Gegenstand des Unternehmens: Gründung Förderung  Beteiligung von an Unterneh men

Geschäftsjahr: 1. Januar bis 31. Dezember

Gezeichnetes Kapital: Euro 592.000,00

Vorstand: Herr Jörg Weber, Niddatal
Herr Bernd von Lochow, Frankfurt

Aufsichtsrat: Frau Ursula auf der Heide
Herr Prof. Horst Franke
Herr Dr. Christian Thimann
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Hauptversammlung

In der Hauptversammlung vom 30. Juni 2017 wurde der von mir geprüfte und un ter dem Da tum vom
19. April 2017 mit dem un ein ge schränkten Bestätigungsvermerk versehene Jah res ab schluss zum
31. Dezember 2016 ge billigt und damit fest ge stellt.

Die vom Vorstand vorgeschlagene Ergebnisverwendung wurde von der Hauptversammlung 30. Juni
2017 be schlossen.

Dem Vorstand wurde für das vom 1. Januar bis 31. Dezember 2016 laufende Ge schäfts jahr  Ent la s-
tung er teilt.

Zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2017 wurde ich gewählt.

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 wurde  gemäß § 326 HGB hinterlegt.



Platzhalter für Auftragsbedingungen

 


